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  NEWS VON KYTAX CONSULTING 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wir wünschen Ihnen einen 
schönen Sommer, einen 

erholsamen Urlaub 
sowie viel Erfolg! 

 

 

 
 

Digitale Signatur bei Steuererklärungen 
 

Wie Sie wissen, sind bei einer Steuererklärung pro Erklärung einige 

Unterschriften des Steuerpflichtigen bzw. des gesetzlichen Vertreters 

oder Geschäftsführers zu leisten. Früher wurde dies hauptsächlich analog 

durchgeführt und die Betroffenen hatten das Gefühl zig Unterschriften zu 

leisten. 

 

Bei einer digitalen Signatur der Steuererklärung gehen wir aktuell davon 

aus, dass eine Unterschrift mittels Bildmarke genügen sollte. Wenn Sie 

diese Bildmarke an der Stelle der Vollständigkeitserklärung setzen, kann 

man davon ausgehen, dass Sie sich alle Unterlagen sorgfältig durchge-

lesen haben und dem von uns berechneten steuerlichen Ergebnis zustim-

men. 

 

Wir gehen davon aus, dass das Dokument nach der Signierung nicht 

verändert wurde, da in diesem Fall die digitale Signatur erlischt und 

ohnehin erneut angefragt werden müsste. Dies sollte somit für Klient und 

Kanzlei die Sicherheit einer Zusage zur unterschriebenen Version 

garantieren.  

 

Daher ersuchen wir Sie, bei einer digitalen Signatur mittels einer Bild-

marke diese im Bereich der VOLLSTÄNDIGKEITS-ERKLÄRUNG, 

sprich am Ende der Steuererklärung vor unseren Auftragsvereinbarungen 

(AABs), durchzuführen. 

 

Bitte finden Sie in der aktuellen Beilage im pdf nochmals die Erläuterung 

zur Erstellung einer digitalen Unterschrift. 

 

Für Fragen bzw. Vorschläge sind wir jederzeit offen. 

Wir danken für Ihr Verständnis und Ihre Mithilfe! 

 
 

Mag. Christa und Dr. Hubert Kienast

sowie das Team der kytax consulting.
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 NEWS VON KYTAX CONSULTING 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Betriebsausflug nach Budapest 
 

Am Samstag, den 07.09. hatten 

wir unseren Betriebsausflug 

2024. Unser Ziel war Budapest. 

Um 07.20 h fuhren wir mit dem 

Schnellzug nach Budapest und 

kamen, mit einer kleinen Verspä-

tung, an. Nach einem zweiten 

Frühstück bestiegen wir gestärkt 

einen Hop/on-Hop/off Bus und 

„erfuhren“ die wichtigsten Sehenswürdigkeiten im Stadtteil Buda. Über die 

Donau ging es dann nach Pest in Richtung Hotel/Thermalbad Ghellert und 

beim Funincular, am Ufer der Donau, bestiegen wir einen kleinen Elektro-

bus – der uns dann direkt zur Fischerbastei führte. Nach einem schönen 

Spaziergang in Pest, begeistert von Kirche und Kloster, den Häusern sowie 

dem traumhaften Ausblick auf die Stadt ging es dann wieder zum Donau-

ufer zurück. Über die Magarethenbrücke, vorbei am Parlament – welches 

nebenbei sehr beeindruckend ist – fuhren wir bis zum Stephansdom zu-

rück. In der Altstadt suchten wir 

uns ein nettes Lokal zum Mittag-

essen. Nach dem Essen spazier-

ten wir dann noch ein wenig in 

der Altstadt umher, um dann über 

den Boulevard Andrassy, vorbei 

am Opernhaus, wieder zum 

Bahnhof zurück zu gelangen. Mit 

dem Zug ging es dann Abends 

wieder nach Wien zurück. 

Unser Fazit – Budapest hat einiges zu bieten, und hat trotz Krieg und 

Kommunismus seinen Charme nicht verloren. Es gibt kleine Oasen, die 

ihresgleichen suchen müssen, aber andererseits gehört noch viel renoviert 

und gemacht. Wir hatten auf jeden Fall einen schönen Tag und haben 

diesen sehr genossen! 

 
 

Mag. Christa und Dr. Hubert Kienast 

sowie das Team der kytax consulting.
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NEWS AUS DER UNTERNEHMENSBERATUNG 
  

 

 

 

 

Der Streitpunkt zwischen 

den Generationen in der 

Übergabe ist oftmals das 

Ausmaß notwendiger 

Veränderungen bzw. 

Erneuerungen … 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Übergabe: Verändern oder Beibehalten? 
 
Während die Generation der Übergeber das Bewährte schützen und dies un-
gefiltert übergeben möchte, hat die übernehmende Generation oftmals den 
Wunsch alles zu erneuern, zu modernisieren und zu verändern. 

Grundsätzlich sind dies zwei gleichberechtige Strömungen, die dem Alter 

und dem unterschiedlichen Stand der Technik geschuldet sind. Während die 

Jungen den aktuellen Stand der Technik als das Maß aller Dinge sehen, wird 

oftmals vergessen zu überprüfen welchen Status der Technik das Unterneh-

men in der Phase der Übergabe verträgt. Das Nicht-Verändern wiederrum 

kann augenscheinlich Vorteile haben, es kann aber auch sein, dass notwend-

ige Rationalisierungen übersehen und nicht durchgeführt werden. Der Ein-

satz aktueller Technik im Unternehmen unterscheidet oftmals schon als 

Wettbewerbsfaktor gegenüber dem Mitbewerber. 

Hier liegt die Wahrheit in der goldenen Mitte, gilt es doch die richtige Mi-
schung zu finden – nämlich das zu erneuern, was schon überholt ist, aber 
auch zu erkennen, wo das Ausmaß der Erneuerung übertrieben werden 
könnte und man sich besser rechtzeitig einbremsen sollte. Die Kostenfrage 
und die damit verbundene Finanzierung sollte ebenfalls nicht außer Acht 
gelassen werden. 

Offenheit, Bereitschaft und Zeit sind drei Faktoren auf die es ankommt. 

Offenheit, Dinge anzusprechen und wertfrei diskutieren zu können, ist der 

erste Schritt zur möglichen Verbesserung. Bereitschaft der Parteien aufein-

ander zuzugehen, muss ebenso vorhanden sein sowie Zeit Dinge in Ruhe 

geordnet bearbeiten zu können. Gleichfalls sollten Prozesse immer zu Ende 

gedacht werden und auf unterschiedliche Szenarien überprüft werden. 

Wie können sich unterschiedliche Positionen annähern? Seitens der Über-

geber:innen benötigt es Loslassen und Vertrauen in die Nachfolger:innen 

dass diese im Sinne des Unternehmens handeln werden. Nachfolger:innen 

sollten ihr Ego zurücknehmen können und stattdessen pragmatische Ent-

scheidungen zu Gunsten des Unternehmens treffen können.  

Unterm Strich heißt dies, dass Achtsamkeit gegenüber seinen eigenen Be-

dürfnissen sowie den Bedürfnissen des Unternehmens extrem wichtig ist. Für 

alle Beteiligten gilt es zu unterscheiden, was benötigt das Unternehmen und 

wo geht’s eigentlich nur um eine Bestätigung meiner Person, meiner Macht, 

die ich über das Unternehmen haben könnte/haben sollte ... 

Dr. Hubert Kienast, Übergabeberater und –coach
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NEWS AUS DER STEUERBERATUNG 
  

 

 

Mit dem 

Abgabenänderungsgesetz 

2024 wird ab 1.1.2025 die 

Kleinunternehmerbefreiung 

in der Umsatzsteuer neu ge-

regelt. Erstmals kann diese 

auch von Unternehmen an-

gewendet werden, die ihren 

Sitz in einem anderen EU-

Mitgliedstaat haben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Neue umsatzsteuerliche Kleinunter-
nehmerbefreiung 
 
Bis 31.12.2024 beträgt die Umsatzgrenze für die Anwendung der Klein-

unternehmerbefreiung in der Umsatzsteuer € 35.000 pro Jahr (= Nettobetrag 

ohne Umsatzsteuer). Bei Anwendung des Normalsteuersatzes von 20 % liegt 

die Brutto-Grenze damit derzeit bei € 42.000. Diese Umsatzgrenze darf 

derzeit einmalig um maximal 15 % innerhalb eines Zeitraums von 5 Jahren 

überschritten werden. 

Ab 1.1.2025 wird nicht nur auf die Umsatzhöhe des laufenden Jahres, 

sondern auch auf die Umsätze des vorangegangenen Kalenderjahres 

abgestellt. Nur wenn die Umsatzgrenze in beiden Jahren nicht überschritten 

wird, kann die Umsatzsteuerbefreiung in Anspruch genommen werden. Die 

Umsatzgrenze wird künftig aber als Bruttogrenze definiert – also inklusive 

der Umsatzsteuer. Nach der aktuellen Rechtslage beträgt die Bruttogrenze ab 

1.1.2025 € 42.000; diese soll aber noch auf € 55.000 erhöht werden. 

 

Überschreiten der Umsatzgrenze 

Ab 1.1.2025 wird die Umsatzsteuerbefreiung erst mit jenem Umsatz ent-

fallen, ab dem die Grenze überschritten wird. Die zuvor getätigten Umsätze 

bleiben weiterhin umsatzsteuerbefreit – es kommt also zu keiner nach-

träglichen Umsatzsteuerpflicht. Umsatzsteuerpflichtig ist dann jener Umsatz, 

mit dem die Grenze überschritten wird, sowie alle folgenden Umsätze. Die 

derzeitige Toleranzgrenze von 15% (innerhalb von 5 Jahren) wird ab 

1.1.2025 durch eine neue Toleranzgrenze von 10% ersetzt: Wird die Umsatz-

grenze um nicht mehr als 10% überschritten, so gilt die Umsatzsteuerbe-

freiung noch bis zum Ende des Kalenderjahres und die Umsatzsteuerpflicht 

tritt erst im nächsten Kalenderjahr ein. Nur bei einem Überschreiten der 

10%igen Toleranzgrenze kommt es schon im aktuellen Jahr zur Umsatz-

steuerpflicht. Diese gilt aber nur für den die Grenze überschreitenden 

Umsatz und alle danach durchgeführten Umsätze. Derzeit führt ein Über-

schreiten der Umsatzgrenze zum Wegfall der Kleinunternehmerbefreiung für 

das gesamte Veranlagungsjahr. 
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Keine Umsatzsteuerbefreiung für Kleinunternehmer aus Drittstaaten 

Im Bereich der Umsatzsteuer können ab 1.1.2025 auch Unternehmer, die ihr 

Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union be-

treiben, die Umsatzsteuerbefreiung für Kleinunternehmer in Anspruch nehm-

en. Für Unternehmer aus Drittstaaten gilt die Regelung nicht. Maßgebend ist 

der Sitz des Unternehmens. Es reicht daher nicht aus, dass eine Betriebs-

stätte in der EU vorliegt. Unternehmer, die ihr Unternehmen in einem ander-

en EU-Mitgliedstaat betreiben, müssen für die Anwendbarkeit der Befreiung 

neben der nationalen Umsatzgrenze noch zusätzliche Voraussetzungen er-

füllen. 

So darf der unionsweite Jahresumsatz € 100.000 weder im vorangegangen-

en Kalenderjahr noch im laufenden Kalenderjahr überschreiten und es muss 

ein entsprechender Antrag gestellt werden. Wird der unionsweite Schwellen-

wert von € 100.000 überschritten, so ist die grenzüberschreitende Kleinunter-

nehmerregelung ab dem Umsatz, mit dem der Schwellenwert überschritten 

wird, nicht mehr anwendbar. Die Befreiung muss in jenem EU-Mitgliedstaat 

beantragt werden, von dem aus das Unternehmen betrieben wird. Aufgrund 

des damit einhergehenden Verlustes des Vorsteuerabzugs muss die Anwen-

dung der Umsatzsteuerbefreiung vorab gut überlegt werden. Wir rechnen das 

gerne für Sie durch. 

   

 

 

 

 

Mit dem neuen 

Telearbeitsgesetz werden 

mit 1.1.2025 die steuer- und 

arbeitsrechtlichen 

Rahmenbedingungen für 

Telearbeit auch außerhalb 

der Wohnung des 

Arbeitnehmers geschaffen. 

 

 

 

Neues Telearbeitsgesetz 
 

„Telearbeit“ liegt vor, wenn regelmäßig Arbeitsleistungen insbesondere unter 

Einsatz der dafür erforderlichen Informations- und Kommunikationstech-

nologie erbracht werden und dies entweder in der Wohnung bzw. im Wohn-

haus des Arbeitnehmers oder in einer von ihm selbst gewählten, nicht zum 

Unternehmen gehörenden Örtlichkeit erfolgt. Somit kommen als Örtlichkeit-

en für die Telearbeit neben der Wohnung/dem Wohnhaus am Haupt- oder 

Nebenwohnsitz der Arbeitnehmer und einer Wohnung von deren Angehörig-

en etwa auch Räumlichkeiten von Coworking-Spaces oder andere von Ar-

beitnehmern gewählte Orte (wie etwa Internet-Cafés) in Betracht. 

 

Kein Rechtsanspruch auf Telearbeit 

 

Telearbeit kann nur im Einvernehmen zwischen den Arbeitsvertrags-

parteien vereinbart werden. Weder soll Telearbeit einseitig durch den Ar-

beitgeber angeordnet werden können, noch soll der Arbeitnehmer einen 

Rechtsanspruch auf Telearbeit haben. Wesentlich für die Telearbeit ist, dass 
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die Arbeitsleistung im Rahmen der Telearbeit regelmäßig und damit wieder-

holt in bestimmten Zeitabständen erbracht wird. Soll die Arbeitsleistung 

lediglich im Anlassfall außerhalb der Örtlichkeiten des Unternehmens er-

folgen, ohne dass von den Arbeitsvertragsparteien weitere regelmäßige 

auswärtige Einsätze beabsichtigt wären, so liegt keine Telearbeit vor. 

Die Regelungen hinsichtlich Bereitstellung von Arbeitsmitteln bleiben ge-

genüber den bisherigen Homeoffice-Regelungen grundsätzlich unverändert. 

So ist der Arbeitgeber zur Bereitstellung der im Zusammenhang mit regel-

mäßigen Arbeiten im Rahmen der Telearbeit stehenden erforderlichen 

digitalen Arbeitsmittel verpflichtet, wobei davon durch Vereinbarung auch 

abgewichen werden kann. Werden digitale Arbeitsmittel vom Arbeitnehmer 

bereitgestellt, hat der Arbeitgeber einen angemessenen Kostenersatz zu 

leisten (die Kosten können auch pauschaliert abgegolten werden). 

 

Telearbeitspauschale 

 

Auch im Bereich der Einkommensteuer kommt die neue Interpretation des 

Begriffs „Telearbeit“ zur Anwendung. In Zukunft wird daher ein Telearbeits-

pauschale ausgezahlt werden können. Die Voraussetzungen für die nicht 

steuerbare Inanspruchnahme eines Telearbeitspauschales bleiben gegenüber 

der bisherigen Rechtslage unverändert, das Pauschale beträgt bis zu € 3 pro 

ausschließlichem Telearbeitstag und steht für höchstens 100 Tage im 

Kalenderjahr zu. Ein allenfalls den Höchstbetrag von € 300 übersteigender 

Betrag stellt weiterhin steuerpflichtigen Arbeitslohn dar, der im Wege der 

Veranlagung nachversteuert wird. Dass die berufliche Tätigkeit des Arbeit-

nehmers wie bisher ausschließlich in der Wohnung selbst ausgeübt wird, ist 

nicht mehr nötig. 

 

Die Telearbeitstage und das gewährte Telearbeitspauschale sind vom Arbeit-

geber wie bisher im Lohnkonto zu erfassen sowie am Lohnzettel bzw. in der 

Lohnbescheinigung anzugeben. 

 

Die Geltendmachung von Ausgaben für ergonomisch geeignetes Mobiliar 

als Werbungskosten ist – wie bisher – unter der Voraussetzung möglich, dass 

kein steuerlich anerkanntes Arbeitszimmer vorliegt und das Mobiliar vom 

Arbeitnehmer für einen in der Wohnung eingerichteten Arbeitsplatz ange-

schafft wurde. Weiters muss der Arbeitnehmer zumindest 26 Telearbeitstage 

im Kalenderjahr geleistet haben. 
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Das im Juli 2024 

beschlossene Abgaben-

änderungsgesetz 2024 sieht 

neben der Kleinunterneh-

merbefreiung weitere Änder-

ungen in der Umsatzsteuer 

vor. 

 

 

Weitere Änderungen in der Umsatzsteuer 
 

Für Spenden von Lebensmitteln und nichtalkoholischen Getränken von 

Unternehmern an bestimmte Einrichtungen wird eine Umsatzsteuerbefreiung 

eingeführt, die das Recht auf Vorsteuerabzug jedoch nicht ausschließt. Um 

Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, sind nur Lebensmittelspenden an 

Einrichtungen begünstigt, die mildtätige Zwecke verfolgen. Nicht umfasst 

sind somit solche Spenden an gemeinnützige Einrichtungen. 

Bei kulturellen, künstlerischen, wissenschaftlichen, unterrichtenden, 

sportlichen, unterhaltenden oder ähnlichen Leistungen an Privat-

personen, die virtuell verfügbar gemacht werden, liegt der Leistungsort – in 

Anlehnung an die elektronisch erbrachten Leistungen – am Empfängerort, 

also am Wohnort oder Ort des gewöhnlichen Aufenthalts der Privatperson. 

Umfasst sind insbesondere Streaming-Leistungen, wie z.B. interaktive 

Online-Sprachkurse. Die Änderungen treten ab 1.1.2025 in Kraft und sind 

erstmals auf Umsätze und sonstige Sachverhalte anzuwenden, die nach dem 

31.12.2024 ausgeführt werden bzw. sich ereignen. 

 

   

 

 

 

 

Der Verwaltungsgerichtshof 

(VwGH) präzisierte seine 

Rechtsprechung, wonach die 

Hauptwohnsitzbefreiung 

nicht für beliebig große 

Grundstücke gilt. Bei zu ver-

kaufenden Liegenschaften ist 

die Größe des zum Eigen-

heim gehörigen Grund und 

Bodens zu berücksichtigen. 

 

 

 

Hauptwohnsitzbefreiung nur für Grund 
und Boden bis 1.000 m² 
 

Gewinne aus der Veräußerung von Immobilien unterliegen der Einkommen-

steuerpflicht (ImmoESt). Eine Ausnahme davon ist die sogenannte Haupt-

wohnsitzbefreiung, wonach eine Veräußerung von Eigenheimen und Eigen-

tumswohnungen – inklusive dazugehörigem Grund und Boden – steuerfrei 

gestellt wird, wenn es sich hierbei um den Hauptwohnsitz des Verkäufers 

handelt. Weiter muss der Verkäufer die Wohnung bzw. Liegenschaft ent-

weder seit der Anschaffung bis zur Veräußerung mindestens 2 Jahre durch-

gehend oder innerhalb der letzten 10 Jahre mindestens 5 Jahre durchgehend 

als Hauptwohnsitz bewohnt haben und den Hauptwohnsitz im Zuge der Ver-

äußerung aufgeben. Bisher vertrat die Finanzverwaltung die Ansicht, dass 

der zum Eigenheim dazugehörige Grund und Boden maximal 1.000 m² be-

tragen dürfe.  
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 Maßnahmen zur Entlastung für 2025 
 

Die kalte Progression wurde in Österreich ab 1.1.2023 abgeschafft. Sozial- 

und Familienleistungen wie die Familienbeihilfe, der Mehrkindzuschlag und 

der Kinderabsetzbetrag werden seitdem valorisiert. Im Rahmen des jährlich 

verbleibenden Drittels sollen ab 1.1.2025 insbesondere Leistungsträger sowie 

Familien mit Kindern berücksichtigt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Repräsentatives Eigenheim mit 3.600 m² Garten 

 

Ein Ehepaar kaufte im Dezember 2002 eine Liegenschaft und nutzte diese in 

weiterer Folge als Hauptwohnsitz. Auf der Liegenschaft befand sich ein re-

präsentatives Eigenheim, welches innerhalb eines rund 3.600 m² umfassen-

den, als Bauland gewidmeten Gartens lag. Im Oktober 2013 verkaufte das 

Ehepaar die als Hauptwohnsitz genutzte Liegenschaft samt einer an die 

Liegenschaft angrenzenden Grundfläche von rund 38.900 m². Bei der Be-

rechnung der ImmoESt ging der Parteienvertreter der Liegenschaftsbesitzer 

davon aus, dass der auf die Baulichkeit sowie den gesamten Garten ent-

fallende Teil des Kaufpreises aufgrund der Hauptwohnsitzbefreiung steuer-

frei sei und führte dementsprechend die ImmoESt ab. In einer Außenprüfung 

folgte das Finanzamt dieser Beurteilung nicht und hob den Einkommen-

steuerbescheid für das Jahr 2013 auf. In einem daraufhin erlassenen neuen 

Einkommensteuerbescheid wurde der Grund und Boden lediglich im Ausmaß 

von 1.000 m² im Rahmen der Steuerbefreiung berücksichtigt. Die Be-

schwerde gegen den Einkommensteuerbescheid 2013 wurde sowohl vom 

Finanzamt als auch vom Bundesfinanzgericht (BFG) abgewiesen, woraufhin 

die Liegenschaftsverkäufer Revision an den VwGH erhoben. 

 

Rechtsansicht des VwGH 

 

Der VwGH stellte fest, die Befreiungsbestimmung der Hauptwohnsitzbe-

freiung sei dahingehend auszulegen, dass dem begünstigten Eigenheim der 

„Grund und Boden“ in jenem Ausmaß zuzuordnen sei, das „üblicherweise“ 

als Bauplatz erforderlich sei. Es komme daher nicht entscheidend auf die 

Lage und die Bebauung des konkreten Grundstücks an. Das Wort „üblicher-

weise“ indiziere eine typisierende Betrachtung, die sich unter dem Gesichts-

punkt der Gleichmäßigkeit der Besteuerung an Durchschnittswerten zu 

orientieren habe. Im Rahmen einer solchen Durchschnittsbetrachtung sei ein 

Bauplatz im Ausmaß von 1.000 m² typischerweise nach wie vor als aus-

reichend anzusehen. 
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Zur Abgeltung der noch 

nicht berücksichtigten 

Inflationswirkungen hat die 

Bundesregierung weitere 

Maßnahmen ab 1.1.2025 

beschlossen. Die 

entsprechenden Gesetze 

sollen bis Oktober im 

National- und Bundesrat 

beschlossen werden.

.

Volle Anpassung der Absetzbeträge 

 

Die Absetzbeträge (Alleinverdienerabsetzbetrag, Alleinerzieherabsetzbetrag, 

Unterhaltsabsetzbetrag, Verkehrsabsetzbetrag, erhöhter Verkehrsabsetzbetrag 

für Pendler, Zuschlag zum Verkehrsabsetzbetrag, Pensionistenabsetzbetrag, 

erhöhter Pensionistenabsetzbetrag) samt der SV-Rückerstattung und des SV-

Bonus sowie zugehöriger Einkommens- und Einschleifgrenzen sollen zu 

100% an die Inflationsrate angepasst werden. 

 

Anhebung und Attraktivierung des Kilometergeldes 

 

Für die berufliche Nutzung eines arbeitnehmereigenen Fahrzeuges kann 

Kilometergeld steuerfrei ausbezahlt werden. Dieses beträgt derzeit je 

Kilometer für PKW € 0,42 bzw. für jede mitbeförderte Person € 0,05, für 

Motorräder € 0,24 und für Fahrräder bzw. E-Bikes € 0,38. Ab 1.1.2025 soll 

das Kilometergeld für PKW, Motorräder und Fahrräder mit einheit-

lichen € 0,50 festgesetzt werden. Dies gilt auch für Unternehmer, die ihr 

privates Fahrzeug beruflich nutzen. Für jede mitbeförderte Person soll ein 

Betrag von € 0,15 beansprucht werden können. Außerdem soll die derzeit 

geltende Obergrenze für den Ansatz von Kilometergeld für Fahrräder von 

1.500 km auf 3.000 km pro Jahr verdoppelt werden. 

 

Anhebung und Attraktivierung des Kostenersatzes bei Öffi-Nutzung 

 

Für Arbeitnehmer soll es einen erhöhten Beförderungszuschuss bei Dienst-

reisen geben. Für Dienstreisen mit öffentlichen Verkehrsmitteln können 

durch den Arbeitgeber die Ticketkosten oder Beförderungszuschüsse nach 

der Reisegebührenvorschrift nicht steuerbar ersetzt bzw. vom Arbeitnehmer 

steuerlich geltend gemacht werden. Es sollen die Sätze für Beförderungs-

zuschüsse für die ersten 50 Kilometer auf € 0,50, für die weiteren 250 Kilo-

meter auf € 0,20 und für jeden weiteren Kilometer auf € 0,10 angehoben 

werden. 

 

Finanzielle Hilfe für einkommensschwache Haushalte mit Kindern 

 

Zur Unterstützung erwerbstätiger armuts- und ausgrenzungsgefährdeter 

Familien soll ab 1.1.2025 dauerhaft ein Kinderzuschlag (für Kinder bis zum 

18. Lebensjahr) in Form eines Absetzbetrages für erwerbstätige Alleinver-

diener sowie Alleinerzieher mit einem Jahreseinkommen von (derzeit) 

maximal € 24.500 in Höhe von € 60 pro Kind und Monat vorgesehen 

werden. Der Betrag wird für jeden Monat ausbezahlt. Der Erhöhungsbetrag 

und die Einkommensgrenze werden jährlich valorisiert. 
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Anhebung der Tages- und Nächtigungsgelder 

 

Tagesgelder für Inlandsdienstreisen sind derzeit bis zu € 26,40 pro Tag 

steuerlich als Kostenersatz anerkannt. Als Nächtigungsgeld können – sofern 

keine höheren Ausgaben nachgewiesen werden – bis zu € 15 berücksichtigt 

werden. Diese Beträge sollen auf jeweils € 30 bzw. € 17 erhöht werden. 

Weitere Maßnahmen 

• Anpassung der ersten fünf Tarifgrenzen um zusätzlich jeweils 

0,5 %-Punkte 

• Erhöhung der Kleinunternehmergrenze auf € 55.000  

• Modernisierung und Vereinfachung des Sachbezugs für 

Dienstwohnungen  

• Valorisierung der Freigrenze für sonstige Bezüge. 

 

   
 

 

Trotz diverser EuGH-Judikate 

bestehen strenge Voraus-

setzungen für die Steuer-

befreiung von innergemein-

schaftlichen Lieferungen. 

Wirden diese Vorgaben nicht 

berücksichtigt, kann es zu 

empfindlichen umsatzsteuer-

lichen Nachversteuerungen 

kommen.

 

 

 

 

 Verschärfte Nachweispflichten für 
innergemeinschaftliche Lieferung 
 

Innergemeinschaftliche Lieferungen sind Lieferungen zwischen zwei Unter-

nehmern, bei der Gegenstände von einem EU-Mitgliedstaat in einen anderen 

befördert oder versendet werden. Bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 

ist die innergemeinschaftliche Lieferung im Abgangsland steuerfrei. In einem 

aktuellen Verfahren des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) war fraglich, 

ob das Finanzamt die Steuerbefreiung versagen darf, wenn der Lieferer zwar 

nicht nachgewiesen hat, dass die Gegenstände an einen steuerpflichtigen Em-

pfänger geliefert wurden, aber die Behörde über jene Angaben verfügt, die 

für die Überprüfung dieses Umstandes erforderlich sind. 

 

Buchnachweis erforderlich 

 

Die Steuerbefreiung des Lieferers für eine innergemeinschaftliche Lieferung 

setzt voraus, dass deren Empfänger ein steuerpflichtiger Unternehmer ist und 

dieser die Lieferung im Bestimmungsland der Erwerbsbesteuerung unter-

zieht. Der Lieferer muss unter anderem nachweisen, dass der Gegenstand 

tatsächlich in einen anderen Mitgliedstaat versandt oder befördert worden ist 

und dieser Gegenstand den Liefermitgliedstaat physisch verlassen hat (Ver-

sandnachweis). Weiters müssen die Voraussetzungen für die steuerfreie 

innergemeinschaftliche Lieferung buchmäßig nachgewiesen werden. 

Laut EuGH dürfen keine zusätzlichen (materiellen) Voraussetzungen für die 

Einstufung des Umsatzes als innergemeinschaftliche Lieferung durch die 
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Mitgliedstaaten aufgestellt werden. Der Grundsatz der steuerlichen Neu-

tralität erfordert zudem, dass die Befreiung auch dann gewährt wird, wenn 

deren materielle Voraussetzungen erfüllt sind, der Lieferer aber bestimmten 

formellen Anforderungen nicht nachgekommen ist.  

 

Voraussetzungen für Steuerbefreiung ausgeweitet 

 

Grundsätzlich haben daher die nationalen Behörden anhand aller verfügbaren 

Informationen zu prüfen, ob die materiellen Voraussetzungen für die Be-

freiung der innergemeinschaftlichen Lieferung erfüllt sind. Allerdings 

wurden ab 1.1.2020 die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für diese 

Steuerbefreiung aufgrund einer EU-Richtlinie ausgeweitet: zusätzlich zu 

den bis dahin bereits geltenden Voraussetzungen ist für die steuerfreie 

Behandlung einer innergemeinschaftlichen Lieferung notwendig, dass 

 

• dem Lieferer die gültige Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 

(UID) des Abnehmers, die von einem anderen Mitgliedstaat 

erteilt wurde, mitgeteilt wurde und 

• der Lieferer seiner Verpflichtung zur Abgabe einer 

Zusammenfassenden Meldung nachgekommen ist. 

 

Wird daher von einem österreichischen Lieferer die UID-Nummer des EU-

Abnehmers nicht geprüft und ist diese nicht gültig, führt dies zur Versagung 

der Steuerbefreiung der innergemeinschaftlichen Lieferung und zur Fest-

setzung von österreichischer Umsatzsteuer. 

 

   

Die im Jahr 2014 eingeführte 

Abgabenerhöhung hat zur 

Folge, dass Selbstanzeigen, 

die erst bei Ankündigung 

einer Prüfungshandlung er-

stattet werden, nur dann 

 Selbstanzeige vor Ankündigung der 
Außenprüfung 
 

Strittig ist allerdings, ob so eine Abgabenerhöhung auch zu bezahlen ist, 

wenn die Selbstanzeige schon längst in Ausarbeitung ist, aber das Finanzamt 

kurz vor Erstattung eine Prüfungshandlung ankündigt. Das Bundesfinanz-

gericht (BFG) bestätigte kürzlich auch in diesem Fall die Zulässigkeit der 

Abgabenerhöhung. 

Die Abgabenerhöhung ist dann festzusetzen, wenn eine Selbstanzeige für 

vorsätzlich oder grob fahrlässig begangene Finanzvergehen anlässlich einer 

Prüfungshandlung nach Anmeldung oder sonstigen Bekanntgabe der Prü-

fungshandlung erstattet wird. Die Beurteilung, ob der entsprechende sub-

jektive Tatbestand (vorsätzlich oder grob fahrlässig) gegeben und folglich die 
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strafbefreiend wirken, wenn 

neben den offengelegten, 

verkürzten Abgaben auch 

der entsprechende Zuschlag 

bezahlt wird.

 

 

 

 

 

 

Festsetzung der Abgabenerhöhung zulässig ist, erfolgt durch die Abgaben-

behörde. 

Die Abgabenerhöhung darf somit nur dann festgesetzt werden, wenn die 

Selbstanzeige „anlässlich“ einer Prüfungshandlung erstattet wurde. Dies 

setzt voraus, dass die Prüfungshandlung durch das Finanzamt angemeldet 

bzw. bekanntgegeben wurde, wobei dies entweder schriftlich oder mündlich 

(auch telefonisch) erfolgen kann. 

 

Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes 

 

Im konkreten BFG-Fall stellte die Beschwerdeführerin am 8.11.2021 fest, 

dass sie in den Jahren 2016 bis 2018 zu wenig Körperschaftsteuer entrichtet 

hatte. Daraufhin wurde eine Selbstanzeige vorbereitet und diese am 

3.12.2021 an die zuständige Geschäftsführung zur Freigabe übermittelt. Die 

Behörde kündigte am 6.12.2021 eine Außenprüfung bei der Beschwerde-

führerin für die Jahre 2015–2019 an. Diese erstattete daraufhin am 7.12.2021 

die bereits fertige Selbstanzeige. Da die Selbstanzeige erst nach Ankündi-

gung der Prüfungsmaßnahme erstattet wurde, setzte das Finanzamt eine 

Abgabenerhöhung fest. Dagegen wendete sich das Rechtsmittel der Be-

schwerdeführerin. 

Das BFG legte in seiner Entscheidung das Wort „anlässlich“ sehr eng aus: 

Zwar sei die Selbstanzeige nicht aufgrund der Anzeige der Überprüfungs-

maßnahmen erfolgt, jedoch sei der Begriff „anlässlich“ eng zu interpretieren. 

Mit der Einführung der Abgabenerhöhung sei es Ziel des Gesetzgebers 

gewesen, dass jegliche Selbstanzeigen, welche nach erfolgter Ankündigung 

von Prüfungshandlungen erstattet werden, mit einer Abgabenerhöhung belegt 

werden. Das Wort „anlässlich“ nehme keine Einschränkung auf den Prü-

fungszeitraum und die im Prüfungsauftrag genannten Abgaben vor. Wenn 

also die Ankündigung einer Prüfungshandlung erfolge, sei eine 

strafbefreiende Selbstanzeige ohne eine Abgabenerhöhung nicht mehr 

möglich. 

 

Tipp 

 

Sollen steuerliche Fehler, die in der Vergangenheit passiert sind, bereinigt 

werden, sollte diese Korrektur unter Umständen in Form einer Selbstanzeige 

erfolgen, um alle Eventualitäten finanzstrafrechtlicher Natur auszuschließen. 

Da eine Selbstanzeige lediglich bei Beachtung von strengen formalrecht-

lichen Voraussetzungen strafbefreiend wirkt, sollte diese nur nach 

eingehender Beratung durch einen Steuerberater erstattet werden. 
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EU-Vorsteuerrückerstattung, 

Einreichung des Firmenbuch-

Jahresabschlusses und Über-

prüfung der ESt-/KÖSt-

Vorauszahlungen bzw. 

Anspruchsverzinsung.

 

 

 

 Wichtige Termine im September 2024 
 

Vorsteuererstattung aus EU-Mitgliedstaaten bis 30.9.2024 beantragen 

 

Inländische Unternehmer, die im Ausland Lieferungen oder sonstige Leis-

tungen beziehen, können sich die in Rechnung gestellte ausländische Vor-

steuer unter bestimmten Voraussetzungen zurückholen. Für die Erstattung 

von Vorsteuern des Jahres 2023 aus EU-Mitgliedstaaten endet die Frist am 

30.9.2024. Die Anträge sind für in Österreich ansässige Unternehmer über 

FinanzOnline in Österreich einzureichen. Dabei gilt es, die Vorsteuerabzugs-

fähigkeit nach den im jeweiligen EU-Mitgliedstaat geltenden Regelungen zu 

beachten. 

Rechnungen mit einer Bemessungsgrundlage von über € 1.000 bzw. Tankbe-

lege über € 250 sind einzuscannen und dem Antrag als PDF beizufügen. 

Unterjährig gestellte Anträge müssen Vorsteuern von zumindest € 400 um-

fassen. Bezieht sich ein Antrag auf ein ganzes Kalenderjahr bzw. auf den 

letzten Zeitraum eines Kalenderjahres, so müssen die Erstattungsbeträge 

zumindest € 50 betragen.  

 

Frist für Offenlegung des Jahresabschlusses 31.12.2023 

 

Für die Offenlegung des Jahresabschlusses gilt wieder die bis vor Corona-

Zeiten vorgesehene Neunmonatsfrist ab dem Bilanzstichtag für die Einrei-

chung beim Firmenbuch. Bei einem Wirtschaftsjahr, das dem Kalenderjahr 

entspricht (= Bilanzstichtag 31.12.2023), muss der Firmenbuch-

Jahresabschluss somit bis spätestens 30.9.2024 an das Firmenbuch 

übermittelt werden. 

 

Überprüfung der Einkommen- und Körperschaftsteuer-Vorauszah-

lungen 

 

Steuerpflichtige haben für die Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer eines 

Jahres Vorauszahlungen zu leisten. Diese sind vierteljährlich jeweils am 

15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. an das Finanzamt zu bezahlen und werden von 

diesem auf Basis der Einkünfte laut dem letzten Steuerbescheid zuzüglich 

einer gewissen Erhöhung per Bescheid vorgeschrieben. Für die Einkommen- 

und Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen des laufenden Jahres 2024 kann 

noch bis zum 30.9. eine Herabsetzung beantragt werden. Dies sollte 

insbesondere dann geprüft werden, wenn der diesjährige Gewinn voraus-

sichtlich niedriger sein wird als jener, der als Basis für die Festsetzung der 

aktuellen Vorauszahlungen herangezogen wurde. 
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Für die Herabsetzung ist ein formloser Antrag notwendig, welcher eine Be-

gründung enthalten muss, in welcher die verringerte Gewinnerwartung dar-

gelegt wird. Die Zahlen sind dem Finanzamt, z.B. durch eine Aufstellung 

über die Umsatzentwicklung, eine Bestätigung über Forderungsausfälle oder 

die Vorlage einer Zwischenbilanz, nachzuweisen. 

 

Überprüfung der Anspruchsverzinsung 

 

Für Nachzahlungen von Einkommen- und Körperschaftsteuern des Jahres 

2023, die nach dem 30.9.2024 bescheidmäßig festgesetzt werden, werden 

unter Umständen sogenannte Anspruchszinsen vorgeschrieben. 

Anspruchszinsen werden schlagend, wenn die Vorauszahlungen für das 

Veranlagungsjahr 2023 geringer waren als die letztendlich festgesetzte 

Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer. Die Anspruchsverzinsung für Ein-

kommen- und Körperschaftsteuernachzahlungen für das Vorjahr beginnt ab 

1.10.2024 zu laufen. 

 

Dies ist insbesondere relevant, da der Zinssatz für Anspruchszinsen 5,88 % 

(Stand Juli 2024) beträgt und sich somit nach wie vor auf hohem Niveau be-

findet. Die Anspruchsverzinsung kann mit einer Anzahlung in Höhe der 

voraussichtlichen Nachzahlung bis 30.9.2024 vermieden werden. Die 

Höhe der Anzahlung sollte auf Basis einer fundierten Gewinnberechnung 

ermittelt werden. 

 

 

 
 

 

IMPRESSUM 
  

 

 

Beendigung der Zustellung: 

 

Sollten Sie diese Information in 

elektronischer Form nicht mehr 

wünschen und aus dem Verteiler 

gestrichen werden wollen, über-

mitteln Sie uns bitte eine E-Mail 

mit dem Text 

„Newsletter – Nein, Danke!“ 

an kanzlei@kytax-consulting.at. 

 Dieser Newsletter wird ausschließlich für KlientenInnen unserer Gesellschaft, aber 

auch für unsere GeschäftspartnerInnen erstellt und diesen AdressatInnen kostenfrei 

übermittelt. Die fachliche Information ist der Verständlichkeit halber kurzgehalten 

und kann daher eine individuelle Beratung nicht vollständig ersetzen. Sie dient 

vielmehr der Vertiefung der Zusammenarbeit. Anregungen betreffend Form und 

Inhalt nehmen wir jederzeit gerne entgegen. 

 

Wenn Sie Auskunft über die Verarbeitung/Speicherung Ihrer Daten erhalten 

möchten, schicken Sie uns bitte ein E-Mail an   

kanzlei@kytax-consulting.at.  

 

Bei Veranstaltungen der kytax consulting erlauben wir uns, Fotos und 

elektronische Bilder zu erstellen und zu speichern. Diese werden ordnungsgemäß 

gespeichert und nach Ablauf der Frist gelöscht. Wir erlauben uns dieses Bildmaterial 
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Wir stellen dann sofort die Zu-
sendung ein und löschen Ihre 

Daten aus dem Verteiler. 
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Blattlinie 

 

für unseren Newsletter zu verwenden. Vor den Veranstaltungen werden Sie noch 

zusätzlich darauf hingewiesen. Wenn Sie nicht möchten, dass wir Bildmaterial von 

Ihnen erstellen, so geben Sie uns bitte rechtzeitig vor Beginn der Veranstaltung 

Bescheid. Herzlichen Dank. Sie können vorab schon ein E-Mail an kanzlei@kytax-

consulting.at übermitteln bzw. diese Information direkt beim Empfang am Tag der 

Veranstaltung deponieren.  

 

kytax consulting Steuerberatungs GmbH & Co KG  

Mariahilfer Straße 1C/XI, 1060 Wien,   

T: +43-1-804 36 78-0, F: +43-1-804 80 40,   

E: kanzlei@kytax-consulting.at, www.kytax-consulting.at   

HG Wien, FN 355433x, DVR. 4003860  

 

Informationsblatt zu betriebswirtschaftlichen und steuerlich relevanten Themen für 

eine umfassende Information der eigenen KlientInnen. Alle Artikel sind 

geschlechtsneutral gemeint und es wurde daher auf eine genderneutrale 

Formulierung verzichtet.  

 

 


